
'ormulierte Fassung der 
Bundesrat wird beauf­

men zu unterstützen, um 
der Bevollcerung, der 
etreibt, zu steigem. Im 
teht dabei die Unterstüt­
lctivitaten des Vereins 
tiative.>> Der Standerat 
ifizierte Motion kiar mit 
:n an. Das Geschaft geht 
L den Nationalrat. 

fugend und Spo:rt>> 

:end und Sport>> setzten 
rier alles daran, die vom 
Sport auf .den l. August 

Kürzungen der Beitrage 
t wieder rückgangig zu 
eh mehrere Votanten 
lrinnerungen an ihre Er­
llllen dieses «Erfolgspro­
'l..at überwies schliesslich 
rnne sowohl eine Motion 
, die eine· dringende Er­
lder für d en Jugendsport 
:lies, obwohl Bundesrat 
glich daran erinnert hat­
Entscheid eine massive 
3udgets bedinge. 

land zu einer Freizügig­
einem steuergünstigen 
Jen werden konnte. 

liline · 
will keine Telefonhot­
Bürgerinnen und Bür­

von sich radikalisieren­
n. Eine solche Anlauf­
i:terheitspolitische Kom­
>eantragt. Die Jihadis­
'Pe des Bundes sei zum 
1en, dass eine solche 
v1ehrwert bringen. wür­
zministerin Simonetta 

fil tra!dar~diert 
UmWeltschutzgesetzes 

in d entgegen. Zunachst 
crat der Vorlage einige 
iann ·wurde sie von der 
r ationalratskommission 
:tailberatung lmapp a b­
m Antrag auf Nichtein­
mt. Zudem wurde die 

indirekter Gegenvor­
nitiative «für eine grü­
:r Grünen Partei dient, 
nmal für die laufende 
iert. Nun ist sie aber 
Jgramm aufgenommen 
sichtlich am 18. Juni 
lrat über das Eintreten 

hofl(sda) 

hii. Bern · Zwei Parlamentsgremien 
haben sich zum Sessionsauftakt mit 
Christa Markwalder und ihrer Rolle in 
der Kasachstan-Affare befasst. An" 
schliessend gab Nationa!ratsprasident 
Stéphane Rossini (sp., Wallis) vor dern 
Plenurn das Ergebnis bekannt. Mark­
walder ha be «formell das Kommissions­
geheinrnis verletzt>>, als sie Kom­
missionsunterlagen an eine Lobbyistin 
weitergab, sagte Rossini. Die verrate­
nen L-1fonnationen seien aber «von ge­
ringer Bedeutung>>. Zudem ha be Mark­
walder zugegeben, einen Fehler ge­
macht zu haben. Deshalb ha be das Büro 
rnit 13 gegen O Stimmen besch!ossen, 
keine Massnahmen zu ergreifen. «Die 
Sache ist geregelt und erledigt>>, sagte 
Rossini. Ein Teil des Rats quittierte 
seine Ausführungen mit Applaus .. 

JEDA bew:illigte Publikation 

Vor dem Büro hatte auch die Aussen­
politische Kommission (APK) über den 
Fali beraten. Dabei sprach sie sich mit 
18 gegen O Stimmen bei 5 Enthaltungen 
dagegen · aus, eine Strafanzeige gegen 
_l)IIa;.Jcwalder einzureíchen. Im grossen 

einer Lobbyistin übergeben; diese Iei­
tete sie nach Kasachstan weiter. 

Die APK hat nun sowohl Markwal­
ders Fragen als auch die Antworten 

<<V eiTa tene 
Informationen 
sind von 
geringer 
Bedeutung. >> 

Stéphane Rossini 
Prasident des Nationalrats 

publiziert. Damit soll nach dern Willeri 
der Kommission <<eine Versachlichung 
der Debatte erreicht werden». Zuvor 
hatte sich die APK von Staatssekretar · 
Yves Rossier schriftlich bestatigen !as­
seu, dass der Veroffentlichung aus Sicht 
des EDA níchts entgegenstehe. 

Markwalder ihrerseits hatte der 
APK und dern Büro zu ihrer Verteídi­
gung ein Rechtsgutachten zukommen 
Iassen, das si e eigens in Auftrag gegeben 
hatte. Verfasser íst der Berner Honorar­
professor un d ehemalige Berner Staats­
schreiber Kurt Nuspliger (s p.): 

t'. :l(} /J~ 
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hangig von ihrer Natur als vertraulich­
es sei denn, die zustandige Kommission 
beschloss ihre Veroffentlichung. 

Doch noch eine St:rafanzeige 

Markwalder selber teilte in einer per­
sonlichen Erklarung mit, sie sei über die 
Beschlüsse der Kommission uud des 
Büros <<erleichtert>>. Sie habe personlich 
ihre Lehren aus der Geschichte gezogen. 

Nícht tangiert von den Beschlüssen 
des Büros und der APK ist das Verfah­
ren, das die· Bundesanwaltschaft an" 
strebt. Sie beantragt dern Parlarnent 
aufgrund zweier Strafanzeigen von pri­
vater Seite, dass Markwalders Immuni­
tat aufgehoben wird. Dieses Gesuch 
rnuss noch von zwei anderen Párla­
rnentskommissionen behandelt werden. 

In einern anderen Fali beschloss die 
APK gleichentags Strafanzeige gegen 
Unbekannt. Die <<Sonntags-Zeitung>> 
hatte am 3. Mai gestützt auf diffuse In­
formationen aus der APK über eine 
<<Gefangenen-Befreiungsaktion>> in Ní" 
geria berichtet, an der die Schweiz be­
teiligt sei. Nach Ansicht der APK !iegt 
in diesern Fali <<eine gravierende Verlet­
zung des Sitzungsgeheimnisses>> vor. 

auch in der Schule 
Der Standerat lehnt die Volksinitiative gegen den Sexualkundeunterricht deutlich ab 

Der Standerat will nicht, dass 
Sexualerziehung alleinige Sache 
d er Eltem ist. Und er w:ill 
keíne Bestimmung, welche 
die Verfassung verletzt. 

msc. · Die Volksinitiative <<Schutz vor 
Sexualisierung in Kindergarten und Pri­
marschule>> ist im Standerat haushoch 
durchgefa!len. Die kleine Kammer 
sprach sich am Montag mit 37 zu 1 
Stimme bei 3 Enthaltungen gegen die 
Jnjtiative aus. Die Initianten wollen, 
dass die Sexualerziehung alleinige Sa­
che der Eltern ist. Unterricht zur Pra­
vention von Kindsmissbrauch ware 
zwar ab dem K.:indergarten rnoglich, 
sexualkundliche InhaJte waren aller­
dings verboten. Auch ware die Dispen­
sation vom Sexualkundeunterricht, der 
írühestens ab dem neunten Altersjahr 
rnoglich sein so!l, moglich. Erzwungen 
hatte die Debatte d er Schwyzer Stande-

ra t Peter Fohn (svp.), der dann schliess­
Iich auch als Einziger der Initiative zu­
gestimmt hat. Fohn erinnerte an das 
vorn Bundesarnt für Gesundheit finan­
zierte - und mittlerweile gesch!ossene -
Luzerner Kompetenzzentrum Sexual­
padagogik, dessen Grundlagenpapier 
damals (ebenso wie der berüchtigte 
Basler Sexkoffer) das Volksbegehren 
erst provoziert habe. Auf dern Buckel 
der kleinen Kinder sei viel Geschirr zer­
schlagen worden. <<Aus Sicht der Eltern 
hat man die kleinen Kinder vergewal­
tigt>>, rneine Fohn. Durch die erfolg­
reiche Lancierung der Initiative habe 
sich jedoch einiges bereits zum Besse­
ren gewendet: Schulen und Behorden 
sei en zurückhaltender geworden. 

Fohn blieb mit seinen Argurnenten 
allein auf weiter Flur. Es wurden verfas­
sungsrechtliche wie fachliche Einwande 
gernacht. Werner Luginbühl (Bern, 
bdp.) erblickte in der Vollcsinitiative das 
absurdeste Beispiel einer Forderung für 
die Bundesverfassung. Der Bund habe 

für die Volksschule keine Regelungs" 
kornpetenz. Luginbühl sprach von einer 
Verfassungsverletzung, sollte die Initia­
tive angenommen werden .. 

Liliane Maury Pasquier (Genf, sp.) 
und Christine Egerszegi (Aargau, fdp.) 
verteidigten den Sexualkundeunterricht 
an Schulen. <<Di e Kinder rnüssen wissen; 
was Missbrauch ist>>, sagte die Aargaue­
rin. Sie verwies auf die. Gefahren des 
Internets und auf die kornplett neuen 
Verhaltnisse an Schulen, wo taglich por­
nografische Bilder zwischen Srnart­
phones hin~ und hergt:Schickt werdén. 

Für den Bundesrat sagte Johann 
Schneider-Ammann (fdp.), in Kinder­
garten und Unterstufe werde kein Se­
xualkundeunterricht irn engeren Sinne 
angestrebt. Es sei wichtig, dass alle Kin­
der, nicht nur die wohlbehüteten, infor­
miert seien. Eine Annahme der Initia­
tive, sagte Schneider-Ammann, würde 
eine wirksame Pravention verhindern 
und die Ch.ancengleichheit der Kinde/ 
zunichternachen. / 

,. .. . 

Rente im Fall e1ner Scheidung sichern 
Das Parlament will Missstande beím Vorsorgeausgleich beseitigen 

Wer bei einer Scheidung eine 
Alters- oder Invalidemente 
bezieht, verliert diese, wenn 
der Ex-Ehegatte stirbt. Das soll 
sich nui1 andern -- ebenso wie 
der massgebliche Zeitpunkt für 
den Vorsorgeausgleich. 

Entschiidigung>>, .in~istens in Forrn einer 
Rente. Stirbt n un d er zahlungspf!ichtige 
Ehegatte, er!ischt der Anspruch auf 
diese Rente. Was bleibt, ist lediglich 
eine Hinterlassenenrente, die aber we­
sentlich Ideiner sein kann als die bis­
herige Rente. Im schlimmsten Fali führe 
dies dazu, dass der hinterbliebene Ehe­
gatte (meist di e Frau) von einem Tag auf 

berechtigte Ehegatte eine Iebenslang­
·liche Rente direkt von der Vorsorgeein­
richtung des andem. Diese Rente wird 
auch dann weiterhin ausbezahlt, wenn 
der frühere Ehegatte spater stirbt. Für 
die berechtigte Person habe dies den 
Vorteil, dass der Rentenanspruch nicht 
wie bisher mit dem Tod der verpflichte­
ten Person er!osche, so Sommaru_ga, 


